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Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Kraftloserklärung von Hypotheken-, Grund- 
schuld- und Rentenschuldbriefen in besonderen Fällen. 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Ein Hypothekenbrief über eine Hypothek, mit der ein im Bundes- 
gebiet gelegenes Grundstück belastet ist, kann auch dann für kraft- 
los erklärt werden, wenn er zwar nicht abhanden gekommen oder 
vernichtet ist, wenn er jedoch von demjenigen, der das Recht aus 
der Hypothek geltend machen kann, infolge einer im Bundesgebiet 
nicht rechtswirksamen Maßnahme nicht in Besitz genommen wer- 
den kann. 

(2) Dies gilt auch dann, wenn der persönliche Schuldner der durch 
die Hypothek gesicherten Forderung im Zeitpunkt der Maßnahme 
seinen Wohnsitz in dem Gebiete hatte, in dem die Maßnahme ge- 
troffen worden ist. 

§ 2 

Auf das Verfahren der Kraftloserklärung sind die für das Aufgebots- 
verfahren zum Zwecke der Kraftloserklärung von Hypothekenbriefen 
geltenden Vorschriften der Zivilprozeßordnung anzuwenden, soweit 
in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

§ 3 

(1) An die Stelle der Glaubhaftmachung des Verlustes der Urkunde 
(§ 1007 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung) tritt die Glaubhaftmachung 
der dn § 1 bezeichneten Tatsachen. 

(2) Der Antragsteller soll angeben, was ihm über den Verbleib des 
Briefes bekannt ist. 

§ 4 

(1) Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots erfolgt durch An- 
heftung an die Gerichtstafel sowie durch einmalige Einrückung in 
den Bundesanzeiger. Das Gericht kann anordnen, daß die Einrückung 
auch in andere Blätter, und zu mehreren Malen erfolgt. 

(2) Ist der Besitzer des Hypothekenbriefes bekannt, so soll ihm das 
Aufgebot von Amts wegen durch eingeschriebenen Brief mitgeteilt 
werden. 
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(3) Die Aufgebotsfrist muß mindestens drei Monate betragen. Der 
Aufgebotstermin soll nicht über sechs Monate hinaus bestimmt werden. 

§ 5 

(1) Wer ein Recht aus der Hypothek anmeldet, hat die Tatsachen 
glaubhaft zu machen, auf die er das Recht stützt, ferner den 
Hypothekenbrief vorzulegen oder glaubhaft zu machen, daß er dazu 
außerstande ist. Solange die Anmeldung diesen Erfordernissen nicht 
entspricht, ist sie nicht wirksam. 

(2) Die Anmeldung ist auch dann nicht wirksam, wenn der An- 
meldende das Recht aus einer im Bundesgebiet nicht rechtswirk- 
samen Maßnahme herleitet. 

(3) Ist keine wirksame Anmeldung erfolgt, so ist das Ausschluß- 
urteil zu erlassen. Das Gleiche gilt, wenn dem Anmeldenden gegen- 
über rechtskräftig festgestellt ist, daß der Antragsteller zum Besitz 
des Hypothekenbriefes berechtigt ist, und der Antragsteller glaub- 
haft macht, daß er dessen ungeachtet den Brief nicht erlangen kann. 

§ 6 

Geht eine Anmeldung ein, die auf Grund des § 5 Absatz 1 nicht 
wirksam ist, so soll das Gericht den Anmeldenden auf den Inhalt 
des § 5 Absatz 1 hinweisen und ihm Gelegenheit geben, binnen 
einer zu bestimmenden Frist die Anmeldung zu ergänzen. 

§ 7 

Eine öffentliche Bekanntmachung des Ausschlußurtcils und des in 
§1017 Absatz 3 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Urteils findet 
nicht statt. 

§ 8 

(1) Die Kraftloserklärung des Hypothekenbriefes erfolgt ohne Auf- 
gebot durch Ausschlußurteil, wenn der Antragsteller glaubhaft macht, 
daß der unmittelbare Besitzer des Briefes bereit ist, ihm den Brief 
herauszugeben, jedoch durch eine außerhalb des Bundesgebietes ge- 
troffene außergerichtliche Zwangsmaßnahme hieran gehindert ist. 

(2) Das gleiche gilt, wenn der Antragsteller einen gegen den gegen- 
wärtigen unmittelbaren Besitzer gerichteten rechtskräftigen vollstredt- 
baren Titel auf Herausgabe des Hypothekenbriefes vorlegt. 

(3) Das ohne Aufgebot ergehende Ausschlußurteil wird ohne münd- 
liche Verhandlung erlassen. Es ist dem Antragsteller und dem im 
Anträge bezeichneten Besitzer durch eingeschriebenen Brief zuzu- 
stellen. Ferner ist es durch Anheftung an die Gerichtstafcl sowie 
seinem wesentlichen Inhalt nach durch den Bundesanzeiger öffentlich 
bekannt zu machen. 

§ 9 

Im Verfahren nach den vorstehenden Vorschriften beträgt der Wert 
des Streitgegenstandes ein Fünftel des Wertes der Hypothek. Das 
Gericht kann den Wert aus besonderen Gründen anders festsetzen. 
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§ 10 

Das Ausschlußurteil kann nach Maßgabe der §§ 957, 958 der Zivil- 
prozeßordnung auch dann angefochten werden, wenn das Gericht 
zu Unrecht eine Anmeldung als nicht wirksam oder die Voraus- 
setzungen für den Erlaß des Urteils ohne Aufgebot als gegeben 
angesehen hat. 

§ 11 

(1) Ein auf Grund der Vorschriften dieses Gesetzes erwirktes Aus- 
schlußurteil steht im Grundbuchverfahren einem auf Grund des 
§1162 des Bürgerlichen Gesetzbuches erwirkten Ausschlußurteil gleich. 

(2) Die Erteilung eines neuen Briefes ist gebührenfrei. 

§ 12 

Für einen Rechtsstreit, der die Herausgabe des Briefes oder das Recht 
aus der Hypothek betrifft, ist das Gericht ausschließlich zuständig, 
in dessen Bezirk das belastete Grundstück gelegen ist. 

§ 13 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über Hypothekenbriefe gelten sinn- 
gemäß für Grundschuld briefc und Rentenschuldbriefe. 

§ 14 

(1) Die §§ 5 und 6 sind sinngeniäß anzuwenden auf das Aufgebots- 
Verfahren zum Zwecke der Ausschließung eines Hypotheken-, 
Grundschuld- oder Rentenschuldgläubigers nach § 1170 und § 1171 
des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

(2) Für einen Rechtsstreit, der den Anspruch auf den hinterlegten 
Betrag betrifft, gilt § 12 sinngemäß. 

§ 15 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verordnung des Präsidenten des Zentraljustiz- 
amtes für die Britische Zone über die Kraftloscrklärung von Hypo- 
theken-, Grundschuld- und Rentenschuldbriefen in besonderen Fällen 
vom 2. September 1949 (Verordnungsblatt für die Britische Zone 
S. 397) außer Kraft. 

(2) Anträge auf Grund des § 1 können nur bis zum 31. Dezember 
1952 gestellt werden. 

(3) § 14 Absatz 1 ist nur anzuwenden, wenn das Aufgebotsver- 
. fahren bis zum 31. Dezember 1952 beantragt worden ist. 

(4) § 12 und § 14 Absatz 2 sind nur auf Rcchtsstreitigkeitcn an- 
zuwenden, die bis zum 31. Dezember 1953 bei Gericht anhängig 
gemacht sind. 
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Begründung 


Der Geltendmachung einer Briefhypothek und der persönlichen 
Forderung kann nacJi §§ 1160, 1161 BGB widersprochen werden, 
wenn der Gläubiger den Hypothekenbrief nicht vorlegt. Zur Ab- 
tretung der Forderung ist nach § 1154 BGB die Übergabe des 
Briefes erforderlich. Der Eigentümer des belasteten Grundstücks 
kann nach §§ 1144, 1145 BGB gegen Befriedigung des Gläubigers 
die Aushändigung oder die Vorlegung des Hypothekenbriefes ver- 
langen. Bei einer Hypothek, über die ein Brief erteilt ist, soll nach 
§41 der Grundbuchordnung eine Eintragung nur erfolgen, wenn 
der Brief vorgelegt wird. Auch in den Fällen der §§ 62 ff. der 
Grundbuchordnung ist die Vorlegung des Briefes erforderlich. Es 
ergeben sich daher vielerlei Schwierigkeiten, wenn der Gläubiger 
den Brief nicht vorlegcn kann. 

In Auswirkung des Krieges sind vielfach außerhalb des Bundes- 
gebietes Maßnahmen getroffen worden, durch welche dem Gläubiger 
die Verfügung über den Brief dergestalt entzogen worden ist, daß 
er an der Vorlegung des Briefes gehindert ist. Es handelt sich 
dabei zumeist um Enteignungsmaßnahmen, Beschlagnahmen und 
ähnliche Eingriffe, deren rechtliche Wirksamkeit sich auf das Gebiet 
des Landes, in dem sie getroffen sind, beschränkt und die deshalb 
das Recht aus der Hypothek nicht berühren, wenn das belastete 
Grundstück im Bundesgebiet belegen ist. Besonders häufig sind 
solche Fälle bei Versicherungsunternehmungen, deren Hauptnieder- 
lassung z. Zt. des Zusammenbruchs in der Ostzone lag und die 
ihre Hypothekenbriefe gemäß § 72 Abs. 2 des Versicherungsauf- 
sichtsgesetzes dem zur Überwachung des Deckungsstocks bestellten 
Treuhänder unter eigenem Mitverschluß am Sitz der Hauptnieder- 
lassung in Verwahrung gegeben haben. Hier werden die Treu- 
händer durch die bezeichneten Maßnahmen gehindert, den 
Unternehmen die Hypothekenbriefe zur Verfügung zu stellen. 
Gleichartig liegen die Verhältnisse bei einigen Hypothekenbanken, 
aber auch sonstige Kreditinstitute und andere Hypotheken gläubiger 
sind durch Maßnahmen der bezeichneten Art betroffen worden. 
Da die Gläubiger keine Möglichkeit haben, die Herausgabe der 
Hypothekenbriefe durchzusetzen, erscheint es geboten, den auf- 
tretenden Schwierigkeiten durch gesetzgeberische Maßnahmen im 
gesamten Bundesgebiet entgegenzutreten. 

Für die Britische Zone ist dies bereits durch die Verordnung des 
Zentraljustizamtes über die Kraftloserklärung von Hypotheken-, 
Grundschuld- und Rentenschuldbriefen in besonderen Fällen vom 
2. September 1949 (VO. Bl. B. Z. S. 397) geschehen, deren Wort- 
laut auf Beratungen im Justizkollegium nach Beteiligung der haupt- 
sächlich interessierten Wirtschaftskreise beruht. Die von den Landes- 
justizverwaltungen geplante Übernahme der Vorschriften dieser 
Verordnung in entsprechende Landesgesetze läßt sich im Hinblick 
auf Art. 72 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 122 des Grundgesetzes 
nicht mehr durchführen. Die Bestimmungen liegen gemäß Art. 74 
Nr. 1 des Grundgesetzes im Bereich der konkurrierenden Gesetz- 
gebung des Bundes. Sie ergänzen die §§ 1162, 1170, 1171 BGB 
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sowie verschiedene Vorschriften der Zivilprozeßordnung, die sämt- 
lich gemäß Art. 74 Nr. l in Verbindung mit Art. 125 Nr, 1 des 
Grundgesetzes als Bundesrecht fortgelten. Durch* diese Vorschriften 
ist die konkurrierende Gesetzgebung des Bundes als ausgeübt zu 
betrachten. Zur Einführung der Bestimmungen im gesamten Bundes- 
gebiet ist daher ein Bundesgesetz erforderlich. 

Aus diesen Gründen wird der anliegende Gesetzentwurf vorgelegt, 
der die Bestimmungen der Verordnung des Zentraljustizamtes vom 
2. September 1949 wörtlich übernimmt. Der Wortlaut ist nur in 
folgenden Punkten geändert: Der Ausdruck „Währungsgebiet”, der 
in der Einleitung des Währungsgesetzes näher bestimmt ist, wird 
durdi den gleichbedeutenden Ausdruck „Bundesgebiet” ersetzt, für 
die öffentlichen Bekanntmachungen nach § 4 Abs. 1 und § 8 Abs. 3 
ist der Bundes anzeiger bestimmt, § 15 Abs. 1 ist eingefügt und § 14 
Abs. 1, § 15 Abs. 3 und 4 sind sprachlich verbessert. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Entwurfs ist folgendes zu 
bemerken ; 

§ I eröffnet eine neue Möglichkeit, den Hypothekenbrief für kraft- 
los zu erklären. Während § 1162 BGB nur die Kraftloserklärung 
abhanden gekommener oder vernichteter Hypothekenbriefe zuläßt, 
soll diese auch ohne Vorliegen der Voraussetzungen des § 1162 
statthaft sein, wenn derjenige, der berechtigt Ist, das Recht aus der 
Hypothek geltend zu machen — also der Gläubiger oder dessen 
im Bundesgebiet mit entsprechender Befugnis bestellter Treuhänder 
oder der Eigentümer, auf den die Hypothek übergegangen ist 
(§ 1177 BGB), — an der Vorlegung des Briefes infolge einer im 
Bundesgebiet nicht rechtswirksamen Maßnahme gehindert ist. Diese 
allgemein gehaltene Fassung der Voraussetzung für das Aufgebots- 
verfahren ist deshalb gewählt, weil neben der Enteignung andere 
Arten von Eingriffen erfaßt werden sollen, die im einzelnen nicht 
gekennzeichnet werden können, aber sämtlidi das Merkmal gemein- 
sam haben, daß sie außerhalb des Bundesgebietes vorgenommen 
und wegen ihrer territorial begrenzten Rechtswirkung des Recht 
aus einer Hypothek, welche an einem Grundstück im Bundesgebiet 
besteht, nicht berühren. 

Abs. 2 soll den Grundsatz klarstellen, daß sich die Wirksamkeit 
einer Maßnahme, die gegen den Hypothekenbrief gerichtet ist, auch 
dann nach dem Recht des Ortes richtet, in dem das belastete 
Grundstück gelegen ist, wenn der persönliche Schuldner der durch 
die Hypothek gesicherten Forderung im Zeitpunkt der Maßnahme 
seinen Wohnsitz in dem Gebiet hatte, in dem sie getroffen wor- 
den ist. 

§§ 2 bis IO regeln das Verfahren der Kraftloserklärung. Grund- 
sätzlich soll sie im Wege eines Aufgebotsverfahrens erfolgen. Durch 
dieses Verfahren soll gesichert werden, daß der Hypothekenbrief 
nicht zum Nachteil des wirklichen Gläubigers der Hypothek für 
kraftlos erklärt wird. Nur in den Fällen des § 8 soll ein Aufge- 
botsverfahren nicht stattfinden, weil hier eine derartige Sicherung 
nicht erforderlich ersdieint. 

A/acÄ § 2 sind die für das Aufgebotsverfahren zum Zwecke der 
Kraftloserklärung von Hypothekenbriefen geltenden Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung auf das Verfahren der Kraftloserklärung nach 
der vorliegenden Verordnung grundsätzlich anwendbar. Ausnahmen 
ergeben sich aus den folgenden Bestimmungen. 
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Die in ^ j Abs. 1 enthaltene Abweichung von § 1007 Nr. 2 ZPO. 
ist notwendig, weil in den Fällen des § 1 ein Verlust des Briefes 
nicht vorausgesetzt wird. Der Antragsteller hat also außer der Tat- 
sache, daß er berechtigt ist, das Recht aus der Hypothek geltend 
zu machen, ferner glaubhaft zu machen, daß die in § 1 bezeichneten 
Voraussetzungen für die Kraftloserklärung vorliegen. In Abs. 2 ist 
mit Rücksicht auf § 4 Abs. 2 bestimmt, daß der Antragsteller an- 
geben soll, was ihm über den Verbleib des Briefes bekannt ist. 

§ 4 regelt die Bekanntmadiung des Aufgebots und die Aufgebots- 
frist in enger Anlehnung an die geltenden, gemäß § 1024 ZPO ge- 
troffenen landes gesetzlichen Bestimmungen, durch die von §§ 1009 
Abs. 1, 1014, 1015 ZPO teilweise abweichende Bestimmungen ge- 
troffen . sind. Diese Bestimmungen sollen zwecks Vereinheitlichung 
des Verfahrens nicht angewendet werden. Abs. 2 sieht, dem Zweck 
des Aufgebots entsprechend, in Anlehnung an die gleichartigen Be- 
stimmungen in § 986 Abs. 5, § 994 Abs. 2, § 1001 ZPO eine be- 
sondere Mitteilung des Aufgebots an den Inhaber des Hypotheken- 
briefes vor, sofern er bekannt ist. Daneben soll es dabei verbleiben 
daß das Aufgebot Öffentlich bekannt zu machen ist. 

§ ^ regelt den Fall, daß der Besitzer des Hypothekenbriefes gemäß 
§1016 ZPO ein Recht aus der Hypothek anmeldet. Es würde dem 
Zweck des Gesetzes nicht entspredien, wenn der Besitzer des Briefes 
sdion allein durch die Anmeldung die Kraftloserklärung des Briefes 
vereiteln konnte. Die Anmeldung soll daher nur dann beachtlich 
sein, wenn der Besitzer sein Recht glaubhaft macht. Der Briefbesitzer, 
der die Kraftloserklärung des Briefes verhindern will, hat also die 
von dem Antragsteller erbrachte Glaubhaftmachung seines Gläubiger- 
redites zu entkräften. Daraus ergibt sich, daß der Aufgebotsrichtcr 
abweichend von den Verfahren nach der Zivilprozeßordnung bei 
der Entscheidung über den Antrag auf Erlaß des Ausschlußurteils 
insbesondere zu prüfen hat, ob sich aus den von dem Besitzer des 
Briefes dar gelegten Tatsadien ergibt, daß diesem die Flypothek zu- 
steht. Die Bestimmung bezweckt, bereits im Aufgebotsverfahren 
materiell unberechtigte Anmeldungen möglichst auszuscheiden und 
dadurch Prozesse entbehrlich zu machen. Durch Abs. 1 Satz 2 soll 
dem Umstande Rechnung getragen werden, daß außerhalb des 
Bundesgebietes Bestimmungen gelten, welche den Besitzer in vielen 
Fällen hindern, den Hypothekenbrief in eine andere Besatzungszone 
zu verbringen. Für diese Fälle ist eine Abweichung von § 1016 
ZPO geboten. 

Die Bestimmung des § 6 bezweckt, außerhalb des Bundesgebietes 
wohnende Besitzer von Hypothekenbriefen über die ihnen möglicher- 
weise unbekannte wichtige Bestimmung des § 5 Abs. 1 zu belehren. 
Dem Besitzer soll dadurch insbesondere Gelegenheit gegeben werden, 
die Glaubhaftmachung, die im Aufgebotsverfahren nach der Zivil- 
prozeßordnung nicht erforderlich wäre, nadizubringen. 

§ 7 bezweckt, die nicht unbeachtlichen Kosten einer öffentlichen 
Bekanntmachung des Ausschlußurteils (§ 1017 Abs. 2 ZPO) und des 
bei Anfechtungsklagen ergehenden Urteils (§ 1017 Abs. 3 ZPO) ein- 
zusparen. Die Bestimmung erscheint mit den Erfordernissen des Rechts- 
verkehrs vereinbar, weil aus dem öffentlich bekannt gemachten 
Aufgebot bereits zu ersehen ist, daß mit der Kraftloserklärung des 
aufgebotenen Hypothekenbriefes zu rechnen ist. 
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§ 8 macht in den Absätzen 1 und 2 Ausnahmen von dem Grund- 
satz, daß der Kraflloserklärung des Hypothekenbriefes ein Aufge- 
botsverfahren vorausgehen muß. Wenn der unmittelbare Besitzer 
bereit ist, den Brief herauszugeben, jedoch durch eine außerhalb 
des Bundesgebietes getroffene außergerichtliche Zwangsmaßnahme hier- 
an gehindert ist, oder wenn über seine Verpflichtung zur Herausgabe 
des Briefes bereits rechtskräftig entschieden ist, erscheint ein Auf- 
gebot entbehrlich. In diesen' Fällen sieht § 8 daher die Kraftloser- 
klärung ohne Aufgebot vor. Wenn kein Aufgebot vorhergeht, ist 
es auch nicht erforderlich, eine mündliche Verhandlung über das 
Ausschlußurteil zuzulassen. Es genügt, daß der Besitzer des Briefes 
die Möglichkeit hat, im Wege der Anfechtungsklage geltend zu 
machen, daß die Voraussetzungen für den Erlaß des Aussdilußurteils 
ohne Aufgebot nicht gegeben seien. Deshalb sieht Abs. 3 eine be- 
sondere Mitteilung' des Urteils an den Besitzer des Briefes vor. Die 
öffentliche Bekanntmachung des Ausschlußurteils ist vorgesehen, weil 
kein Aufgebot bekannt gemacht wird. 

S p trifft eine besondere Bestimmung über den Wert des Streit- 
gegenstandes im Verfahren der Kraftloserklärung nach dieser Ver- 
ordnung. Gemäß § 9 des Gerichtskostengesetzes in Verbindung mit 
§ 3 ZPO wäre der Wert des Streitgegenstandes im Aufgebots ver- 
fahren von dem Gericht nach freiem Ermessen festzusetzen. 
Maßgebend für die Wertfestsetzung wäre das Interesse des Antrag- 
stellers an der Kraftloserklärung. Um Ungleichheiten bei der Fest- 
setzung des Wertes in der Praxis der Gerichte zu vermeiden, er- 
scheint es zweckmäßig, eine besondere Bestimmung über den Wert 
des Streitgegenstandes im Verfahren nach der vorliegenden Ver- 
ordnung zu treffen. Mit Rüchsicht auf die Besonderheiten des 
Verfahrens wird es im Regelfälle als angemessen anzusehen zu sein, 
daß das Interesse des Antragstellers an der Kraftloserklärung des 
Briefes mit Vs Wertes der Hypothek bewertet wird. Durch § 9 
wird dem Gericht die Möglichkeit belassen, den Wert aus besonde- 
ren Gründen anders festzusetzen. 

§ IO erweitert, der besonderen Gestaltung des Verfahrens entsprechend, 
die in § 957 ZPO festgesetzten Anfechtungsgründe. 

§ii Abs. 1 erweitert die Anwendbarkeit des § 41 Abs. 2 und des § 67 
der Grundbuchordnung. Die Bestimmung in Abs. 2, wonach der 
neue Hypothekenbrief gebührenfrei zu erteilen ist, entspricht dem 
§ 8 Abs. 1 Satz 6 der Verordnung zur Vereinfachung des Grund- 
buchverfahrens vom 5. Oktober 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 573). 

§ 12 trifft in Erweiterung des § 24 ZPO eine besondere Bestim- 
mung über den Gerichtsstand, die sichern soll, daß die bezeichneten 
Rechtsstreitigkeiten vor einem Gericht ausgetragen werden, welches 
das im Bundesgebiet geltende Recht anwendet. 

§ IS ordnet die sinngemäße Geltung der für Hypothekenbriefe ge- 
troffenen Bestimmungen für Grundschuld- und Rentenschuldbriefe an, 
da für diese die gleiche Regelung erforderlich ist wie für Hypotheken- 
briefe. 

§ 14 Abs. 1 soll den Fall regeln, daß der Eigentümer des belasteten 
Grundstücks ein Aufgebots verfahren nach §§ 1170, 1171 BGB zum 
Zwecke des Ausschlusses unbekannter Hypothekengläubiger betreibt. 
Für diesen Fall soll gesichert werden, daß der Gläubiger bei An- 
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meldung seines Rechts die Vorlegung des Hypothekenbriefes wie in 
den Fällen des § 5 Abs. 1 durch die Glaubhaftmachung ersetzen kann, 
daß er dazu außerstande ist. Andererseits soll auch in diesem Falle 
die Anmeldung nicht wirksam sein, wenn der Anmeldende das Recht 
aus einer im Bundesgebiet nicht rechtswirksamen Maßnahme her- 
leiter. Abs. 2 begründet entsprechend dem § 12 für einen Rechtsstreit, 
über den nach § 1171 BGB hinterlegten Betrag der Forderung die 
ausschließliche Zuständigkeit des Gerichts, in dessen Bezirk das be- 
lastete Grundstück gelegen ist. 

§ Iß begrenzt die zeitliche Anwendbarkeit des Gesetzes. Dabei ist 
aus Gründen der Klarheit die Anwendbarkeit des Gesetzes von dem 

Zeitpunkt des Antrages abhängig gemacht. Es wird damit gerechnet, 
daß über den 31. Dezember 1952 hinaus kein Bedürfnis für die 
Durchführung von Verfahren nach den Bestimmungen des vor- 
liegenden Gesetzes gegeben sein wird. Da die in § 12, § 14 Abs. 2 
bezcichneten Rechtsstreitigkeiten, soweit sic aus Anlaß eines am 
Ende des Jahres 1952 noch nicht abgeschlossenen Verfahrens ent- 
stehen, voraussichtlich spätestens binnen einem Jahre nach Antrag- 
stellung rechtshängig werden und unabhängig von dem Verfahren 
zum Zwecke der Kraftloserklärung von Hypothekenbriefen weiter- 
hin kein Bedürfnis für die Sonderregelung des Gerichtsstandes be- 
steht, ist die Anwendbarkeit des § 12, § 14 Abs. 2 entsprechend 
begrenzt, 

S Iß Abs. 1 sieht ferner aus Gründen der Klarheit und Übersidit“ 
lichkeit die Aufhebung der entbehrlich werdenden Verordnung des 
Zentral] ustizamtes vom 2. September 1949 vor, die gemäß Art. 
125 Nr. 2 des Grundgesetzes partielles Bundesrecht geworden ist. 
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